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schlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

 
 

 Beschlüsse des Ausschusses 

Gesetz zur Änderung des WDR- 
Gesetzes, des Landesmediengesetzes 
Nordrhein-Westfalen und zur Änderung 

weiterer Gesetze 
(22. Rundfunkänderungsgesetz) 

 

 Gesetz zur Änderung des WDR- 
Gesetzes, des Landesmediengesetzes 
Nordrhein-Westfalen und zur Änderung 

weiterer Gesetze 
(22. Rundfunkänderungsgesetz) 

 
Artikel 1 

Änderung des WDR-Gesetzes 
 

 Artikel 1 
Änderung des WDR-Gesetzes 

 
Das WDR-Gesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. April 1998 
(GV. NRW. S. 265), das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 30. Januar 2024 
(GV. NRW. S. 82) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

 

 Das WDR-Gesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. April 1998 
(GV. NRW. S. 265), das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 30. Januar 2024 
(GV. NRW. S. 82) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 

 1. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

a)  Die Angabe zu § 11 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 11 (weggefallen)“. 

 

  

b) Die Angabe zu § 49 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 49 (weggefallen)“. 

 

  

c)  Die Angabe zu § 50 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 50 (weggefallen)“. 

 

  

d) Die Angabe zu § 51 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 51 (weggefallen)“. 

 

  

e)  Die Angabe zu § 57a wird wie folgt 
gefasst: 

 
„§ 57a Übergangsregelung zu 

Amtszeiten, Entsendung 
und Hörfunkprogrammen“. 
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2.  § 1 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 wird nach dem Satz 1 
folgender Satz eingefügt: 

 
„Er ist dem Gemeinwohl, auch unter 
Einbeziehung zukünftiger Generati-
onen, verpflichtet.“ 
 

 2. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

b)  In Absatz 4 wird nach der Angabe 
„Medienstaatsvertrages“ ein 
Komma und die Angabe „Artikel 1 
des Staatsvertrages zur Moderni-
sierung der Medienordnung in 
Deutschland vom 14. bis 28. April 
2020 – Bek. vom 30. Juni 2020 (GV. 
NRW. S. 524),“ eingefügt.  

 
c)  Dem Absatz 4 wird folgender Ab-

satz 5 angefügt: 
 

„(5) Für die jeweils in § 9 Ab-
satz 3 Satz 2, § 10 Absatz 2 Satz 1, 
§ 12 Absatz 2 und § 54 Absatz 2 
vorgesehene Schriftform gilt 
§ 3a Absatz 2 bis 5 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW 
vom 12. November 1999 
(GV. NRW. S. 602) in der jeweils 
geltenden Fassung.“ 

 

  

3.  § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 
„32a“ durch die Angabe „30b“ er-
setzt. 

 

 3. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

b)  Absatz 2 wird durch die folgenden 
Absätze 2 und 3 ersetzt: 

 
„(2) Der WDR beteiligt sich am 
ARD-Fernsehgemeinschaftspro-
gramm sowie an den Schwerpunkt-
angeboten, die von den in der ARD 
zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten und dem ZDF 
gemeinsam gemäß den staatsver-
traglichen Ermächtigungen veran-
staltet werden. 
 
(3) Der WDR veranstaltet ein lan-
desweites Fernsehprogramm im 
Sinne des § 28 Absatz 2 Nummer 9 
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des Medienstaatsvertrages inklu-
sive der regionalen Auseinander-
schaltungen mit Schwerpunkt auf 
Information über Themen aus dem 
regionalen Sendegebiet.“ 

 
c)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 

4. 
 

  

d)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 
5 und in dem Satzteil vor Nummer 1 
wird die Angabe „veranstaltet fol-
gende ausschließlich digital über-
tragenen Hörfunkprogramme“ 
durch die Angabe „soll folgende 
ausschließlich digital übertragenen 
Hörfunkprogramme veranstalten“ 
ersetzt. 

 
e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 

6 und wie folgt gefasst: 
 

  

„(6) Der Auftrag des WDR zur Ver-
anstaltung von Rundfunkprogram-
men umfasst die Verbreitung von 
Radio- und Fernsehtext. Im Internet 
verbreitete lineare Audio-Angebote 
sind nach Maßgabe des § 29 Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 des Medien-
staatsvertrages zulässig. Werbung 
mit Ausnahme von Produktplatzie-
rung nach Maßgabe von § 8 Absatz 
7 und § 37 des Medienstaatsvertra-
ges findet in den Angeboten nach 
den Sätzen 1 und 2 nicht statt. Die 
Anzahl der ausschließlich im Inter-
net verbreiteten Hörfunkprogramme 
darf zwei nicht übersteigen.“ 

 

  

f)  Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 
7. 
 

  

g)  Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 
8 und nach Satz 2 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 
„Der WDR kann nach Maßgabe des 
§ 29 des Medienstaatsvertrages bis 
zu sieben Hörfunkprogramme ter-
restrisch verbreiten; für Kooperati-
onsprogramme gilt § 29 Absatz 2 
Satz 6 des Medienstaatsvertrages.“ 
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h)  Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 
9 und in Satz 3 wird die Angabe 
„32a“ durch die Angabe „30b“ er-
setzt. 

 

  

i)  Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 
10. 

 

  

j)  Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 
11 und in Satz 1 wird nach der An-
gabe „kann“ die Angabe „nach Maß-
gabe des § 7 Absatz 2“ eingefügt. 

 

  

k)  Der bisherige Absatz 11 wird Absatz 
12. 

 
l)  Nach dem neuen Absatz 12 wird fol-

gender Absatz 13 eingefügt: 
 

„(13) Der WDR strebt Partnerschaf-
ten insbesondere mit Bildungs- und 
Kultureinrichtungen an, um das An-
gebot und die Bereitstellung von Bil-
dungsinhalten, insbesondere auch 
solchen zur Förderung von Medien-
kompetenz, zu stärken.“ 

 

  

m)  Die bisherigen Absätze 12 und 13 
werden die Absätze 14 und 15. 

 

  

4.  Dem § 4 Absatz 4 wird folgender Satz 4 
angefügt: 

 
„Die Angebote sind leicht nutz- und auf-
findbar zu machen.“ 
 

 4. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

5.  § 4a wird wie folgt geändert: 
 

a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Diese haben Rahmenvorgaben 
über die Qualität der Angebote und 
Programme, journalistische Stan-
dards sowie deren Sicherung zu 
enthalten.“ 

 

 5. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Der WDR erlässt auf Vorschlag 
der Intendantin oder des Intendan-
ten Richtlinien zur Angebots- und 
Programmgestaltung 
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(Programmrichtlinien). Die Pro-
grammrichtlinien enthalten insbe-
sondere 
 
1.  Aussagen zur näheren Ausge-

staltung und Durchführung des 
Angebots- und Programmauf-
trags, 

 
2.  Rahmenvorgaben über die 

Quantität der Angebote und 
Programme, 

 
3.  Angaben über die geplanten 

Schwerpunkte der jeweils an-
stehenden programmlichen 
Leistungen, 

 
4.  konzeptionelle Aussagen zur 

Programmentwicklung und zur 
Stärkung des Regionalbezugs 
und 

 
5.  Strategien zur Stärkung der Zu-

schauerbindung und -beteili-
gung.“ 

 
c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 
„(3) Der WDR führt regelmäßige 
Leistungsanalysen nach § 26a Ab-
satz 3 und 4 des Medienstaatsver-
trages durch. Regelmäßig berichtet 
die Intendantin oder der Intendant 
dem Rundfunkrat über die Durch-
führung und Ergebnisse der Leis-
tungsanalysen. Die Qualitätsrichtli-
nien und Programmrichtlinien sind 
im Online-Angebot des WDR zu 
veröffentlichen und regelmäßig un-
ter Einbeziehung der Ergebnisse 
der Leistungsanalysen sowie des 
abschließenden Berichts des Medi-
enrates nach § 26b Absatz 5 des 
Medienstaatsvertrages fortzu-
schreiben.“ 

 

  

d)  Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Der Punkt am Ende wird durch 
die Angabe „(Gesellschaftsdia-
log).“ ersetzt. 
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bb)  Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Die wesentlichen Erkenntnisse 
dieses Dialogs sind dem Medi-
enrat für seinen Bericht nach 
§ 26b des Medienstaatsvertra-
ges zur Verfügung zu stellen.“ 

 
6.  § 7 wird wie folgt geändert: 
 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Der WDR arbeitet nach Maß-
gabe der §§ 30e und 30f des Medi-
enstaatsvertrages sowie der Vorga-
ben des ARD-Staatsvertrages mit 
den in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkan-
stalten, dem ZDF und dem 
Deutschlandradio zusammen. Der 
WDR soll auch im Übrigen mit an-
deren öffentlich-rechtlichen Rund-
funkveranstaltern im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes zusam-
menarbeiten. Er ist verpflichtet, 
durch eine Zusammenarbeit insbe-
sondere die Ziele des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks zu fördern. 
Die Zusammenarbeit nach Satz 2 
regelt der WDR in öffentlich-rechtli-
chen Verträgen.“ 

 

 6. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

b)  Dem Absatz 2 Satz 1 wird folgender 
Satz vorangestellt:  

 
„Der WDR kann mit Dritten zusam-
menarbeiten; er soll Kooperationen 
im Sinne des § 30d Absatz 2 des 
Medienstaatsvertrages eingehen.“ 

 

  

7. Nach § 10 Absatz 2 Satz 2 wird folgen-
der Satz eingefügt: 

 
„Wird eine Beschwerde elektronisch ein-
gelegt, genügt auch für den Bescheid 
diese elektronische Form.“ 
 

 7.  § 10 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„(2) Über Beschwerden nach Absatz 1, 
in denen die Verletzung von Programm-
grundsätzen, der Jugendschutzbestim-
mungen (§ 6) oder der Werbevorschrif-
ten (§ 6a) behauptet wird (Programmbe-
schwerden), entscheidet die Intendantin 
oder der Intendant innerhalb eines Mo-
nats durch schriftlichen Bescheid. Wird 
die Programmbeschwerde in Textform 
eingelegt, so genügt auch für den 
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Bescheid Textform. Die Programmbe-
schwerde kann in Textform auf elektro-
nischem Weg eingelegt werden, sofern 
sie die Bescheidung auf elektronischem 
Weg eröffnet. Wird der Programmbe-
schwerde nicht oder nicht innerhalb der 
Frist nach Satz 1 abgeholfen, so kann 
die Beschwerdeführerin oder der Be-
schwerdeführer innerhalb eines weite-
ren Monats den Rundfunkrat anrufen. 
Im Beschwerdebescheid hat die Inten-
dantin oder der Intendant auf diese 
Möglichkeit hinzuweisen. Programmbe-
schwerden nach Satz 1 sind hinsichtlich 
der Rundfunkprogramme nur innerhalb 
von drei Monaten nach der Ausstrah-
lung der beanstandeten Sendung oder 
dem Ende der Abrufbarkeit des bean-
standeten Telemedieninhalts zulässig.“ 

 
8. § 11 wird aufgehoben. 
 

 8. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

9. § 13 wird wie folgt geändert: 
 

 9. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe 
„Absatz 14“ durch die Angabe „Ab-
satz 13“ ersetzt. 

 

  

 
b) In Absatz 5a wird die Angabe „Ver-

waltungsverfahrensgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen“ durch 
„Verwaltungsverfahrensgesetz 
NRW in der jeweils geltenden Fas-
sung“ ersetzt. 

 

  

10. § 13a wird wie folgt geändert:  
 

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Bestand eine Mitgliedschaft oder 
stellvertretende Mitgliedschaft in ei-
ner oder mehreren Amtsperioden 
für jeweils weniger als zwei Jahre, 
findet insgesamt eine Amtsperiode 
keine Anrechnung.“ 

 
 
 
 
 

 10. § 13a wird wie folgt geändert:  
 

a)  Dem Absatz 2 werden folgende 
Sätze angefügt:  

 
 „Bestand eine Mitgliedschaft oder 

stellvertretende Mitgliedschaft in ei-
ner oder mehreren Amtsperioden 
für jeweils weniger als zwei Jahre, 
findet insgesamt eine Amtsperiode 
keine Anrechnung. Ausgenommen 
von Satz 1 sind Entsendungen 
nach § 15 Absatz 2.“ 
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b) Nach dem Absatz 2 werden die fol-
genden Absätze 3 und 4 angefügt: 

 
„(3) Zuständiges Gremium nach 
§ 9 Absatz 1 Satz 2 und Ab-
satz 2 des ARD-Staatsvertrages 
vom 31. August 1991 
(GV. NRW. S. 408) in der jeweils 
geltenden Fassung sind der Rund-
funkrat und der Verwaltungsrat ent-
sprechend ihrer nach diesem Ge-
setz für den WDR bestimmten Auf-
gaben. 
 
(4) Soweit der Rundfunkrat oder der 
Verwaltungsrat kein anderes Mit-
glied bestimmt hat, gilt die oder der 
Vorsitzende als nach § 8 Ab-
satz 4 Satz 1 des ARD-Staatsver-
trages in die Gremienvertreterkon-
ferenz entsandt. Näheres zur Ent-
sendung sowie zur Bestimmung der 
Stellvertretung kann durch Satzung 
geregelt werden. § 8 Absatz 4 Satz 
4 des ARD-Staatsvertrages ist 
Rechnung zu tragen.“ 

 

b) -  u n v e r ä n d e r t  - 

11.  § 14 wird wie folgt geändert: 
 

 11. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

a)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:  
 

aa)  In Satz 1 wird die Angabe „drei“ 
durch die Angabe „sechs“ er-
setzt.  

 
bb)  Nach Satz 2 wird folgender 

Satz angefügt: 
 

„Nach § 15 Absatz 2 entsandte 
Mitglieder behalten im Fall ei-
ner erneuten Entsendung in-
nerhalb einer laufenden Amts-
periode des Rundfunkrats ihre 
bisherigen durch Wahl des 
Rundfunkrates bestimmten 
Funktionen und Ämter.“ 

 

  

b)  In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe 
„schriftlichen“ durch die Angabe 
„schriftlichen oder elektronischen“ 
ersetzt. 
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12.  § 15 wird wie folgt geändert: 
 

 12.  § 15 wird wie folgt geändert: 
 

  a) -  n e u  -  
 In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe 

„55“ durch die Angabe „54“ ersetzt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a)  In Absatz 3 Nummer 26 wird die An-

gabe „den Film und Medienverband 
NRW e.V.“ durch die Angabe „die 
Allianz Deutscher Produzentinnen 
und Produzenten – Film, Fernsehen 
und Audiovisuelle Medien e.V., Pro-
duktionsallianz NRW“ ersetzt. 

 

 b) - b i s h e r  a )  - 
 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 1 wird die Angabe „sie-

benunddreißig“ durch die An-
gabe „sechsunddreißig“ er-
setzt. 

 
bb)  Nummer 18 wird wie folgt neu 

gefasst: 
 

„18. den Sozialverband VdK - 
Nordrhein-Westfalen 
e.V. und den Sozialver-
band Deutschland, Lan-
desverband Nordrhein-
Westfalen,“ 

 
cc)  Nummer 22 wird gestrichen. 
 
dd)  Die bisherigen Nummern 23 

bis 25 werden zu den Num-
mern 22 bis 24. 

 
ee)  Die bisherige Nummer 26 wird 

zu Nummer 25 und wird wie 
folgt geändert: Die Angabe 
„den Film und Medienverband 
NRW e.V.“ wird durch die An-
gabe „die Allianz Deutscher 
Produzentinnen und Produ-
zenten – Film, Fernsehen und 
Audiovisuelle Medien e.V., 
Produktionsallianz NRW“ er-
setzt. 

 
ff)  Die bisherigen Nummern 27 

bis 37 werden zu den Num-
mern 26 bis 36. 

 
b)  In Absatz 13 Satz 4 wird die Angabe 

„der Vorschriften des Landesreise-
kostengesetzes“ durch die Angabe 
„des Absatz 16 Satz 1“ ersetzt. 

 

 c)  - b i s h e r  b) - 
 -  u n v e r ä n d e r t  - 

c)  Absatz 16 wird wie folgt geändert: 
 

 d)  - b i s h e r  c) - 
 -  u n v e r ä n d e r t  - 
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aa)  In Satz 1 wird die Angabe „Lan-
desreisekostengesetzes“ durch 
die Angabe „Bundesreisekos-
tengesetzes vom 26. Mai 2005 
(BGBl. I S. 1418), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 28. Juni 2021 
(BGBl. I S. 2250) geändert 
worden ist“ ersetzt. 

 
bb)  Satz 8 wird aufgehoben. 

 
  e)  - n e u  - 

 Absatz 19 Satz 5 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Die oder der Vorsitzende des 

Rundfunkrats übt das fachliche 
Weisungsrecht gegenüber den im 
Gremienbüro tätigen Personen aus; 
bei konkreten disziplinarisch rele-
vanten Entscheidungen ist die oder 
der Vorsitzende von der Intendantin 
oder dem Intendanten einzubezie-
hen.“ 

 
13.  § 16 wird wie folgt geändert: 

 
 13.  § 16 wird wie folgt geändert: 

 
a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  Satz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aaa)  Nach Nummer 6 wird 

folgende Nummer 6a 
eingefügt: 

 
„6a. Wahl und Abberu-
fung der oder des Rund-
funkdatenschutzbeauf-
tragten nach § 31j des 
Medienstaatsvertra-
ges,“. 

 
bbb)  Nummer 9 wie folgt ge-

fasst: 
 

„9. Feststellung des 
jährlichen Haushalts-
plans, Beschlüsse über 
die mittelfristige Finanz-
planung und über die 
Aufgabenplanung des 
WDR sowie die 

 a) -  u n v e r ä n d e r t  - 
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Genehmigung von Wirt-
schaftsplänen nach 
§ 45 Absatz 8 Satz 3,“. 

 
ccc)  In Nummer 12 wird 

nach der Angabe „von“ 
die Angabe „Angeboten 
und“ eingefügt. 

 
bb)  In Satz 5 wird die Angabe „Nr. 

11“ durch die Angabe „Nummer 
10 und 11“ ersetzt. 

 
cc)  In Satz 6 wird die Angabe „und 

11“ durch die Angabe „bis 12“ 
und die Angabe „schriftlichen“ 
durch die Angabe „schriftlichen 
oder elektronischen“ ersetzt so-
wie nach der Angabe „Verwal-
tungsrats“ die Angabe „zu fi-
nanzwirksamen Aspekten“ an-
gefügt. 

 
b)  In Absatz 3 wird die Angabe „§ 32“ 

durch die Angabe „§ 30a“ ersetzt. 
 

 b) -  u n v e r ä n d e r t  - 

c)  Dem Absatz 4 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Er ist in die Entwicklung und Fort-
entwicklung der Strategie zur Sport-
berichterstattung nach § 26 Absatz 
5 des Medienstaatsvertrages einzu-
beziehen.“ 

 

 c) -  u n v e r ä n d e r t  - 

d)  In Absatz 5 wird in Satz 3 die An-
gabe „schriftlicher“ jeweils durch die 
Angabe „schriftlicher oder elektroni-
scher“ ersetzt. 

 

 d)  Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„(5) Der Rundfunkrat überwacht die 
Einhaltung des § 26 des Medien-
staatsvertrages und der §§ 4 bis 6b, 
8 und 9. Die vom WDR gemäß § 6b 
erlassenen Richtlinien bedürfen der 
Zustimmung des Rundfunkrats. Er 
kann mit schriftlicher oder elektroni-
scher Begründung feststellen, dass 
bestimmte Sendungen gegen die 
Programmgrundsätze verstoßen 
haben; zugleich kann er die Inten-
dantin oder den Intendanten mit 
schriftlicher oder elektronischer Be-
gründung anweisen, einen festge-
stellten Verstoß nicht fortzusetzen 
oder künftig zu unterlassen. Er 
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kann von der Intendantin oder dem 
Intendanten die Veröffentlichung 
seiner Beanstandung im Programm 
verlangen. Wird kein Rechtsverstoß 
gegen Programmgrundsätze fest-
gestellt, sind aber Vorgaben der 
Qualitätsrichtlinien negativ berührt, 
kann der Rundfunkrat mit einfacher 
Mehrheit eine Ermahnung ausspre-
chen und von der Intendantin oder 
dem Intendanten einen Bericht im 
folgenden Rundfunkrat verlangen. 
Eine Kontrolle einzelner Sendun-
gen durch den Rundfunkrat vor ih-
rer Ausstrahlung ist nicht zulässig.“ 

 
e)  Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 2 Nummer 1 wird das 

Wort „zwei“ durch das Wort 
„drei“ ersetzt, der Punkt am 
Ende des Satzes durch ein Se-
mikolon ersetzt und das Wort 
„Der“ durch das Wort „der“ er-
setzt. 

 
bb)  In Satz 2 Nummer 2 wird die 

Angabe „Satz 2“ durch die An-
gabe „Satz 3“ ersetzt. 

 
cc)  In Satz 3 wird die Angabe 

„schriftlichen“ durch die An-
gabe „schriftlichen oder elektro-
nischen“ ersetzt. 

 

 e) -  u n v e r ä n d e r t  - 

f)  Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„(7) Die Intendantin oder der In-
tendant unterrichtet den Rund-
funkrat im Rahmen der Erstel-
lung des Personalkonzepts im 
Sinne des § 35 Absatz 4 des 
Medienstaatsvertrages sowie 
vor der Unterzeichnung von Ta-
rifverträgen über die finanziel-
len Auswirkungen, vor allem im 
Hinblick auf den Programmbe-
reich.“ 

 

 f) -  u n v e r ä n d e r t  - 

14.  § 20 wird wie folgt geändert: 
 

 14. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

a)  In Absatz 11 Satz 1 wird die Angabe 
„Landesreisekostengesetzes“ 
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durch die Angabe „Bundesreisekos-
tengesetzes“ ersetzt. 

 
b)  In Absatz 12 wird die Angabe „18 

bis 20“ durch die Angabe „17 bis 19“ 
ersetzt. 

 
 

15.  § 21 wird wie folgt geändert: 
 

 15. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

a)  In Absatz 2 Nummer 4a wird nach 
der Angabe „§ 39 Absatz 5“ die An-
gabe „, bei der Erstellung des Per-
sonalkonzepts nach § 35 Absatz 4 
des Medienstaatsvertrages sowie 
bei der Entwicklung und Fortent-
wicklung der Strategie zur Sportbe-
richterstattung nach § 26 Absatz 5 
des Medienstaatsvertrages“ einge-
fügt. 

 

  

b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aaa)  Nach Nummer 1 wer-
den die folgenden Num-
mern 1a und 1b einge-
fügt: 

 
„1a. Dienstverträge mit 

der oder dem 
Rundfunkdaten-
schutzbeauftragten 
nach § 31j des Me-
dienstaatsvertra-
ges , soweit dessen 
Dienstsitz nach 
§ 31k Absatz 2 des 
Medienstaats-ver-
trages beim WDR 
ist, 

 
1b.  die Festlegung ei-

nes Vergütungs-
systems nach 
§ 31h des Medien-
staatsvertrages,“. 

 

  

bbb)  In Nummer 3 wird nach 
der Angabe „Abschluss“ 
die Angabe „und Ände-
rung“ eingefügt. 
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ccc)  In Nummer 4 wird nach 

der Angabe „Beteiligun-
gen“ die Angabe „,ein-
schließlich Einrichtung 
von Eigenunterneh-
men,“ eingefügt. 

 
ddd)  In Nummer 5 wird die 

Angabe „150 000“ durch 
die Angabe „250 000“ 
ersetzt. 

 
eee)  Die Nummern 9 bis 13 

werden wie folgt ge-
fasst: 

 
„9.  über- und außerplan-

mäßige Ausgaben, 
 
10.  Änderungen der orga-

nisatorischen Struktur 
der Anstalt, 

 
11.  die Tätigkeitsbereiche 

der kommerziellen 
Tochterunternehmen 
vor Aufnahme der je-
weiligen Tätigkeit 
nach § 44b Absatz 3, 

 
12.  Abschlüsse von Ko-

operationsverträgen 
mit erheblicher Bedeu-
tung für den Haushalt 
oder die Personalwirt-
schaft der Anstalt und 

 
13.  Beschaffung von Anla-

gen jeder Art und Ab-
schluss von sonstigen 
Verträgen, soweit der 
Gesamtwert 250 000 
Euro im Einzelfall 
überschreitet und es 
sich nicht um Verträge 
über Herstellung und 
Lieferung von Pro-
grammteilen handelt; 
bei Rahmenverträgen 
ist ungeachtet einer 
Abnahmeverpflichtung 
die vorhersehbare 
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Gesamtsumme aller 
Abrufe in der gesam-
ten Laufzeit des Ver-
trags maßgeblich.“ 

 
bb)  In Satz 2 wird die Angabe „9“ 

durch die Angabe „13“ ersetzt. 
 

c)  In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe 
„200 000“ durch die Angabe „330 
000“ sowie die Angabe „500 000“ 
durch die Angabe „810 000“ ersetzt. 

 
16.  § 24 wird wie folgt gefasst: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 

 16. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

„(2) Die Intendantin oder der Inten-
dant kann vor Ablauf der festgesetz-
ten Amtszeit nur aus wichtigem 
Grund durch Beschluss von drei 
Fünfteln der Mitglieder des Rund-
funkrats abberufen werden. Ein 
wichtiger Grund liegt vor, wenn auf-
grund des Verhaltens der Intendan-
ten oder des Intendanten keine Ge-
währ mehr für die ordnungsmäße 
Ausübung der ihr oder ihm oblie-
genden Pflichten besteht oder eine 
Pflichtverletzung so schwerwiegend 
ist, dass das Vertrauensverhältnis 
nachhaltig beschädigt ist. Der 
Rundfunkrat holt vor der Beschluss-
fassung eine Stellungnahme des 
Verwaltungsrats ein. Die Intendan-
tin oder Intendant ist vor der Ent-
scheidung zu hören. Gegen die Ent-
scheidung steht der Intendantin 
oder dem Intendanten der Rechts-
weg offen.“ 

 

  

b)  Dem Wortlaut des Absatzes 3 wer-
den die folgenden Sätze vorange-
stellt: 

 
„Die inhaltlichen Anforderungen an 
das Amt der Intendantin oder des 
Intendanten werden vom Rundfunk-
rat und Verwaltungsrat in einer ge-
meinsamen Satzung festgelegt. Sie 
sind Grundlage der öffentlichen 
Ausschreibung des Amtes, welche 
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mindestens sechs Monate vor 
Amtsbeginn erfolgen soll.“ 
 

17.  In § 39 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 
„in“ durch die Angabe „nach“ ersetzt. 
 

 17. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

18.  § 44 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„Die Intendantin oder der Intendant 
übermittelt den Jahresabschluss mit 
dem Geschäftsbericht sodann dem 
Rundfunkrat.“ 

 

 18. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

19.  § 44b wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird durch folgende Ab-
sätze 1 und 2 ersetzt: 

 
„(1) Der WDR ist berechtigt, kom-
merzielle Tätigkeiten auszuüben. 
Kommerzielle Tätigkeiten sind Be-
tätigungen, bei denen Leistungen 
auch für Dritte im Wettbewerb ange-
boten werden, insbesondere Wer-
bung und Sponsoring im Rahmen 
der Vorgaben nach § 38 des Medi-
enstaatsvertrages, Verwertungsak-
tivitäten, Merchandising, Produktion 
für und Lizenzierung von Inhalten 
an Dritte und die Vermietung von 
Senderstandorten an Dritte. Kom-
merzielle Tätigkeiten dürfen nur un-
ter Marktbedingungen erbracht wer-
den. 
 
(2) Die kommerziellen Tätigkeiten 
sind durch rechtlich selbständige 
Tochtergesellschaften zu erbringen. 
Bei geringer Marktrelevanz kann 
eine kommerzielle Tätigkeit durch 
den WDR selbst erbracht werden; in 
diesem Fall ist eine getrennte Buch-
führung vorzusehen. Der WDR hat 
sich bei den Beziehungen zu seinen 
kommerziell tätigen Tochterunter-
nehmen marktkonform zu verhalten 
und die entsprechenden Bedingun-
gen, wie bei einer kommerziellen 
Tätigkeit, auch ihnen gegenüber 
einzuhalten.“ 

 

 19. -  u n v e r ä n d e r t  - 
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b)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 
3. 

 

  

20.  § 45 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

 
aa)  Nach Nummer 1 wird folgende 

Nummer 2 eingefügt: 
 

„2.  die Beteiligung zur effekti-
ven und effizienten Auf-
tragserfüllung beiträgt,“ 

 

 20. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

bb)  Die bisherigen Nummern 2 und 
3 werden die Nummern 3 und 
4. 

 

  

b)  Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 eingefügt: 

 
„(2) Vor Beteiligung sind angemes-
sene Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen nach § 41 Absatz 2 des 
Medienstaatsvertrages durchzufüh-
ren. Bestehende Beteiligungen sind 
regelmäßig, mindestens alle zwei 
Jahre, auf ihre Wirtschaftlichkeit zu 
überprüfen; der Rundfunkrat und 
der Verwaltungsrat sind über das 
Ergebnis der Prüfung zu unterrich-
ten. Im Rahmen der Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung ist auch zu prü-
fen, ob eine Beteiligung zusammen 
mit anderen Anstalten oder Körper-
schaften des öffentlichen Rechts 
sinnvoll ist.“ 
 

  

c)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 
3. 

 

  

d)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 
4 und wie folgt geändert: 

 
aa)  In dem Satzteil vor Nummer 1 

wird die Angabe „und 2“ durch 
die Angabe „bis 3“ ersetzt. 

 
bb)  In Nummer 1 wird der Punkt am 

Ende durch die Angabe „(Ei-
genunternehmen) und“ ersetzt. 
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e)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 
5 und in Satz 1 wird nach der An-
gabe „mehrheitlich“ die Angabe „un-
mittelbar oder mittelbar“ sowie nach 
der Angabe „Verwaltungsrats“ die 
Angabe „oder ihre oder seine Ver-
tretung“ eingefügt. 

 

  

f)  Der bisherige Absatz 5 wird der Ab-
satz 6. 

  

g)  Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 
7 und in Satz 1 wird nach der An-
gabe „beteiligt ist,“ die Angabe „ein-
schließlich Eigenunternehmen,“ 
eingefügt. 

 
h)  Folgender Absatz 8 wird angefügt: 
 

„(8) Der WDR hat bei Beteiligungen 
an Eigenunternehmen und bei Ge-
meinschaftseinrichtungen, sofern er 
federführende Anstalt ist,  
 
1.  für jedes Wirtschaftsjahr einen 

Wirtschaftsplan aufzustellen 
sowie  

 
2.  der Wirtschaftsführung eine 

fünfjährige Finanzplanung zu-
grunde zu legen.  

 
Bei Beteiligungen im Sinne von 
§ 42 Absatz 3 des Medienstaats-
vertrages soll der WDR darauf hin-
wirken, dass ein Wirtschaftsplan 
und eine fünfjährige Finanzplanung 
im Sinne von Satz 1 aufgestellt wer-
den. Die Genehmigung der Wirt-
schaftspläne beziehungsweise der 
Finanzplanung erfolgt bei den Ge-
meinschaftseinrichtungen, die keine 
Beteiligungsunternehmen sind, 
durch den Rundfunkrat, sofern der 
WDR federführende Anstalt ist.“ 

 
 
 
 

  

21.  § 45a wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 Satz 1 wird nach der An-
gabe „seine“ die Angabe „Eigenun-
ternehmen und“ eingefügt. 

 21. -  u n v e r ä n d e r t  - 
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b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird nach der Angabe 
„Beteiligungsbericht“ die An-
gabe „nach § 42 Absatz 2 des 
Medienstaatsvertrages, ein-
schließlich der Darstellung der 
Prüftestate bezüglich der Betei-
ligungen,“ eingefügt. 

 
bb)  Satz 2 wird aufgehoben. 

 

  

c)  In Absatz 3 Satz 1 wird nach der An-
gabe „bei“ die Angabe „Eigenunter-
nehmen und“ eingefügt. 

 

  

22.  § 45b wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 Satz 1 wird nach der An-
gabe „Bei“ die Angabe „Eigenunter-
nehmen und“ eingefügt. 

 

 22. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

b)  In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe 
„§ 44b Absatz 1 Satz 5“ durch die 
Angabe „§ 44b Absatz 2 Satz 2“ er-
setzt. 

 

  

23.  Die §§ 49 bis 51 werden aufgehoben. 
 

 23. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

24.  In § 54 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe 
„§ 32“ durch die Angabe „§ 30a“ ersetzt. 

 

 24. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

25.  Dem § 55 wird folgender Absatz 5 ange-
fügt: 

 

 25. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

„(5) § 40 Absatz 1 LPVG ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass sich der Ersatz 
von Reisekosten nach den für WDR-Be-
schäftigte geltenden Regelungen rich-
tet.“ 

 

  

26.  § 57a wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 57a 
Übergangsregelung zu Amtszeiten, 

Entsendung und  
Hörfunkprogrammen 

(1) Alle Mitgliedschaften im Rundfunkrat 
oder im Verwaltungsrat, die bis zu den 
Neukonstituierungen des Rundfunkrats 
am 2. Dezember 2016 und des Verwal-
tungsrats am 16. Dezember 2019 

 26. -  u n v e r ä n d e r t  - 
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bestanden, gelten bei der Berechnung 
der Zahl der Amtsperioden nach § 13a 
Absatz 2 als eine Amtsperiode. 
 
(2) Bis zum Ende der zum Stichtag 
31. Dezember 2025 laufenden Amtspe-
riode des Rundfunkrates ist 
§ 15 Abs. 3 Nr. 26 in der am [einsetzen: 
Datum der Verkündung dieses Geset-
zes] geltenden Fassung weiter anzu-
wenden. 
 
(3) Bis zum 31. Dezember 2026 ist 
§ 3 Absatz 3 bis 7 in der Fassung dieses 
Gesetzes vom 30. Januar 2024 
(GV. NRW. S. 82) anzuwenden.“ 
 

27.  Es werden ersetzt: 
 

a)  in § 35 Absatz 3 sowie § 44 Absatz 
1 die Angabe „schriftlichen“ jeweils 
durch die Angabe „schriftlichen oder 
elektronischen“,  

 
b)  in § 17 Absatz 5 die Angabe „schrift-

lich“ durch die Angabe „schriftlich 
oder elektronisch“ und  

 
c)  in § 40 Absatz 2 Satz 2 die Angabe 

„schriftliche“ durch die Angabe 
„schriftliche oder elektronische“. 

 

 27. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

Artikel 2 
Änderung des Landesmediengesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 

 Artikel 2 
Änderung des Landesmediengesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 

Das Landesmediengesetz Nordrhein-West-
falen vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 334), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
30. Januar 2024 (GV. NRW. S. 82) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 Das Landesmediengesetz Nordrhein-West-
falen vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 334), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
30. Januar 2024 (GV. NRW. S. 82) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

1.  In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 127 wie folgt gefasst: 

 
„§ 127 Übergangsregelung zu Amts-

zeiten und Entsendung“. 
 

 1. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

2.  In § 40d Absatz 1 Satz 1 wird die An-
gabe „im“ durch die Angabe „für den“ 
und der Punkt am Ende durch die An-
gabe „; eine Zulassung kann auf Antrag 
auch erteilt werden für 

 2. -  u n v e r ä n d e r t  - 
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Rundfunkprogramme nach Halbsatz 1, 
die ausschließlich im Internet verbreitet 
werden.“ ersetzt. 

 
3.  § 49 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Satz 1 wird die Angabe „Daten-
schutz-Grundverordnung“ durch die 
Angabe „der Verordnung (EU) 
2016/679“ und die Angabe „Tele-
kommunikation-Telemedien-Daten-
schutz-Gesetzes vom 23. Juni 2021 
(BGBl. I S. 1982)“ durch die Angabe 
„Telekommunikation-Digitale-
Dienste-Datenschutz-Gesetzes 
vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1982; 
2022 I S. 1045)“ ersetzt. 

 
b)  In Satz 4 wird die Angabe „Daten-

schutz-Grundverordnung“ durch die 
Angabe „Verordnung (EU) 
2016/679“ ersetzt. 

 

 3. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

4.  In § 51a Absatz 2 Satz 1 wird die An-
gabe „Datenschutz-Grundverordnung“ 
durch die Angabe „Verordnung (EU) 
2016/679“ und die Angabe „Telekommu-
nikation-Telemedien-Datenschutz-Ge-
setzes“ durch die „Telekommunikation-
Digitale-Dienste-Datenschutz-Geset-
zes“ ersetzt. 

 

 4. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

5.  § 67 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 wird die Angabe „Be-
schäftigte oder einen Beschäftigten“ 
durch die Angabe „Person“ ersetzt. 

 

 5. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

b)  In Absatz 2 wird Satz 1 wie folgt ge-
fasst: 

 
„Abschluss und Beendigung des 
Vertrages mit der Chefredakteurin 
oder dem Chefredakteur bedürfen 
der Zustimmung der Betriebsgesell-
schaft.“ 

 

  

c)  In Absatz 3 wird die Angabe „kön-
nen“ durch die Angabe „kann“ er-
setzt. 

 

  

d)  In Absatz 5 wird nach der Angabe 
„Beschäftigten“ die Angabe „und 
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der Chefredakteurin oder dem 
Chefredakteur“ eingefügt. 

 
6.  § 88 Absatz 6 Satz 4 wird aufgehoben. 

 
 6. -  u n v e r ä n d e r t  - 

 
7.  In § 93 Absatz 3 Nummer 11 wird die 

Angabe „Film und Medienverband NRW 
e.V.“ durch die Angabe „Allianz Deut-
scher Produzentinnen und Produzenten 
– Film, Fernsehen und Audiovisuelle 
Medien e.V., Produktionsallianz NRW“ 
ersetzt. 

 

 7.  § 93 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 3 Nummer 11 wird die An-
gabe „Film und Medienverband 
NRW e.V.“ durch die Angabe „Alli-
anz Deutscher Produzentinnen und 
Produzenten – Film, Fernsehen 
und Audiovisuelle Medien e.V., Pro-
duktionsallianz NRW“ ersetzt. 

 
b)  In Absatz 7 Satz 3 wird die Angabe 

„schriftlich“ durch die Angabe 
„schriftlich oder elektronisch“ er-
setzt.“ 

 
8.  § 96 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 
 
„Bestand eine Mitgliedschaft oder 
stellvertretende Mitgliedschaft in ei-
ner oder mehreren Amtsperioden 
für jeweils weniger als zwei Jahre, 
findet insgesamt eine Amtsperiode 
keine Anrechnung.“ 

 

 8. § 96 wird wie folgt geändert: 
 

a) -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

 
 

b)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 

 b)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Nach § 93 Absatz 2 entsandte Mit-
glieder behalten im Fall einer erneu-
ten Entsendung innerhalb einer lau-
fenden Amtsperiode der Rund-
funkrats ihre bisherigen durch Wahl 
der Medienkommission bestimmten 
Funktionen und Ämter.“ 

 

 „Nach § 93 Absatz 2 entsandte Mit-
glieder behalten im Fall einer erneu-
ten Entsendung innerhalb einer lau-
fenden Amtsperiode der Medien-
kommission ihre bisherigen durch 
Wahl der Medienkommission be-
stimmten Funktionen und Ämter.“ 

 
9.  In § 98 Absatz 4 wird nach Satz 2 folgen-

der Satz eingefügt: 
 

„In nicht vorhersehbaren, unaufschieb-
baren Angelegenheiten kann eine Ta-
gesordnung oder eine Ergänzung zur 
Tagesordnung abweichend von Satz 1 
1. Halbsatz bis zu drei Tage zuvor veröf-
fentlicht werden.“ 

 

 9.  In § 98 Absatz 4 wird nach Satz 2 folgen-
der Satz eingefügt: 

 
„In nicht vorhersehbaren, unaufschieb-
baren Angelegenheiten kann eine Ta-
gesordnung oder eine Ergänzung zur 
Tagesordnung abweichend von Satz 2 
1. Halbsatz bis zu drei Tage zuvor veröf-
fentlicht werden.“ 
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10.  § 127 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 127 
Übergangsregelung zu Amtszeiten 

und Entsendung 
 
 
(1) Alle Mitgliedschaften in der Medien-
kommission, die bis zu der Neukonstitu-
ierung der Medienkommission am 
30. November 2021 bestanden, gelten 
bei der Berechnung der Zahl der Amts-
perioden nach § 96 Absatz 1 als eine 
Amtsperiode. 
 
(2) Bis zum Ende der zum Stichtag 
31. Dezember 2025 laufenden Amtspe-
riode der Medienkommission ist 
§ 93 Absatz 3 Nummer 11 in der am 
[einsetzen: Datum der Verkündung die-
ses Gesetzes] geltenden Fassung wei-
ter anzuwenden 

 

 10.  § 127 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 127 
Übergangsregelung zu Amtszeiten 

und Entsendung 
 
 
(1) Alle Mitgliedschaften in der Medien-
kommission, die bis zu der Neukonstitu-
ierung der Medienkommission am 
30. November 2021 bestanden, gelten 
bei der Berechnung der Zahl der Amts-
perioden nach § 96 Absatz 1 Satz 4 als 
eine Amtsperiode. 
 
(2) Bis zum Ende der zum Stichtag 
31. Dezember 2025 laufenden Amtspe-
riode der Medienkommission ist 
§ 93 Absatz 3 Nummer 11 in der am 
[einsetzen: Datum der Verkündung die-
ses Gesetzes] geltenden Fassung wei-
ter anzuwenden 

 
11.  Dem § 128 wird folgender Absatz 3 an-

gefügt: 
 

 11. -  u n v e r ä n d e r t  - 
 

„(3) § 14 Absatz 1 Satz 2 gilt nicht für die 
Aufrechterhaltung der zum Stichtag 
31. Dezember 2025 bestehenden Ver-
sorgung durch Rundfunkprogramme in 
Hochschulen nach § 40d.“ 

 

  

Artikel 3 
Änderung des Telemedienzuständig-

keitsgesetzes 
 

 Artikel 3 
Änderung des Telemedienzuständig-

keitsgesetzes 
 

Das Telemedienzuständigkeitsgesetz vom 
29. März 2007 (GV. NRW. S. 137), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 504) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

1.  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  
 

„Gesetz zur Regelung der Zuständig-
keit für die Überwachung von Tele-
medien im Anwendungsbereich des 
Digitale-Dienste-Gesetzes, des Tele-
kommunikation-Digitale Dienste-Da-
tenschutz-Gesetzes und nach § 24 
Absatz 3, § 104 Absatz 1, § 106 Ab-

satz 3 und § 113 des 
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Medienstaatsvertrages (Telemedien-
zuständigkeitsgesetz –TMZ-Gesetz)“. 

 
2.  § 1 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

  

„(2) Die oder der Landesbeauftragte für 
Datenschutz und Informationsfreiheit, im 
Folgenden LDI, überwacht in ihrem oder 
seinem Bereich die Einhaltung der Best-
immungen des § 23 des Medienstaats-
vertrages, Artikel 1 des Staatsvertrages 
zur Modernisierung der Medienordnung 
in Deutschland vom 14. bis 28. Ap-
ril 2020 – Bek. vom 30. Juni 2020 
(GV. NRW. S. 524), über den Daten-
schutz, der §§ 19 bis 25 des Telekom-
munikation-Digitale-Dienste-Daten-
schutz-Gesetzes vom 23. Juni 2021 
(BGBl. I S. 1982; 2022 I S. 1045) in der 
jeweils geltenden Fassung sowie sonsti-
ger datenschutzrechtlicher Bestimmun-
gen, soweit nicht die Zuständigkeit der 
oder des Datenschutzbeauftragten der 
LfM, der oder des Rundfunkdaten-
schutzbeauftragten im Sinne des § 31j 
des Medienstaatsvertrages beim öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk oder ein Fall 
des § 113 Satz 3 des Medienstaatsver-
trages vorliegt. Im Hinblick auf die Be-
fugnisse der oder des LDI im Rahmen 
ihrer oder seiner Aufsichtstätigkeit über 
die Einhaltung der Bestimmungen nach 
dem Telekommunikation-Digitale-
Dienste-Datenschutz-Gesetz findet Arti-
kel 58 Absatz 1 bis 5 der Verordnung 
(EU) 2016/679 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. April 2016 
zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Da-
tenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 
vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 
23.5.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, 
S. 35) entsprechende Anwendung.“ 

 

  

3.  § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In dem Satzteil vor Nummer 1 wird 
die Angabe „31 des Gesetzes vom 
5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607)“ 
durch die Angabe „4 des Gesetzes 
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vom 17. Juli 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 163)“ ersetzt. 

 
b)  Die Nummern 1 und 2 werden wie 

folgt gefasst:  
 

„1.  § 33 Absatz 1 und 2 Nummer 
1 und 2 des Digitale-Dienste-
Gesetzes vom 6. Mai 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 149) in der je-
weils geltenden Fassung die 
LfM, 

 
2.  § 28 Absatz 1 Nummer 10 bis 

13 des Telekommunikation-Di-
gitale-Dienste-Datenschutz-
Gesetzes die oder der Daten-
schutzbeauftragte der LfM, die 
oder der Rundfunkdaten-
schutzbeauftragte im Sinne des 
§ 31j des Medienstaatsvertra-
ges beim öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk oder die oder der 
LDI, soweit die jeweilige Auf-
sichtszuständigkeit begründet 
ist.“ 

 

  

Artikel 4 
Änderung des Siebzehnter Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag Ausführungsge-

setzes 
 

 Artikel 4 
Änderung des Siebzehnter Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag Ausführungsge-

setzes 
 

Das Siebzehnter Rundfunkänderungsstaats-
vertrag Ausführungsgesetz vom 17. Dezem-
ber 2015 (GV. NRW. S. 872) wird wie folgt 
geändert: 

 

 -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

§ 1 wird wie folgt gefasst:  
 

„§ 1 
Entsendungsbefugnis 

 
(1) Die Vertreterin oder der Vertreter aus 
dem Bereich „Medienwirtschaft und Film“ 
nach § 21 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe q Dop-
pelbuchstabe jj des ZDF-Staatsvertrags vom 
31. August 1991 (GV. NRW. S. 408), der zu-
letzt durch Artikel 2 des Vierten Medienände-
rungsstaatsvertrages vom 9. bis 
16. Mai 2023 geändert worden ist 
(GV. NRW. S. 1252) [noch erforderliche An-
passung: „durch Artikel 3 des Siebten Medi-
enänderungsstaatsvertrages vom 14. bis 26. 
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März 2025 geändert worden ist (GV. NRW. 
[einsetzen: Datum der Bekanntmachung])“], 
wird gemeinsam durch die Allianz Deutscher 
Produzentinnen und Produzenten – Film, 
Fernsehen und Audiovisuelle Medien e.V., 
Produktionsallianz NRW, das Filmbüro NW 
e.V. und den Kulturrat NRW e.V., Sektion 
Medien, in den Fernsehrat des ZDF ent-
sandt. 
(2) Bis zum Ende der zum Stichtag 31. De-
zember 2025 laufenden Amtsperiode des 
Fernsehrates des ZDF ist § 1 in der am [ein-
setzen: Datum der Verkündung dieses Ge-
setzes] geltenden Fassung weiter anzuwen-
den.“ 
 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

 

 Artikel 5 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 

 

 -  u n v e r ä n d e r t  -  
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/16499, wurde durch das Plenum am 26. November 2025 
nach der 1. Lesung zur alleinigen Beratung an den Ausschuss für Kultur und Medien überwie-
sen.  
 
Die Landesregierung beabsichtigt mit dem Artikelgesetzentwurf regulatorische Bedarfe durch-
zuführen. 
In Artikel 1 sollen mit Anpassungen des Gesetzes über den ꞌWestdeutschen Rundfunk Kölnꞌ 
die Reformbemühungen zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk, die durch den Reformstaatsver-
trag der Länder auf den Weg gebracht wurden, nachgezeichnet und ergänzt werden. Darüber 
hinaus sind Anpassungen, die der Entbürokratisierung dienen, vorgesehen.  
Im Landesmediengesetz Nordrhein-Westfalen, Artikel 2, sollen zur Person des Chefredakteurs 
im Lokalfunk Erleichterungen vorgesehen werden. Des Weiteren soll der Landesanstalt für 
Medien NRW durch Nachjustierungen ermöglicht werden, die Transformation von Hochschul-
radios ins Digitale zu unterstützen. 
Im Telemedienzuständigkeitsgesetz, Artikel 3, sollen Anpassungen vorgenommen werden, die 
aus dem Digitale-Dienste-Gesetzes des Bundes resultieren. 
Mit Artikel 4, Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Siebzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrags, soll u.a. auf die Umbenennung eines entsendeberechtigten Verbands reagiert 
werden. 
 
 
B Beratung 
 
Der Ausschuss für Kultur und Medien hat den Gesetzentwurf in seinen Sitzungen am 4. De-
zember 2025, 15. Januar 2026 sowie am 26. Februar 2026 beraten. Die abschließende Bera-
tung und Abstimmung über eine Beschlussempfehlung fand ebenfalls in der Sitzung am 
26. Februar 2026 statt. 
 
In der Sitzung am 4. Dezember 2025 beschloss der Ausschuss eine Anhörung von Sachver-
ständigen, die am 15. Januar 2026 durchgeführt wurde. Die geladenen Sachverständigen kön-
nen der Einladung 18/1604 entnommen werden. 
 
Zur Anhörung lagen folgende Stellungnahmen der Sachverständigen vor: 
 

Datenschutzbeauftragter des Westdeutschen Rundfunks Köln 
Stephan Schwarze 
Leipzig 

Stellungnahme 18/3308 

Landesanstalt für Medien NRW 
Dr. Tobias Schmid 
Direktor 

gemeinsame 
Stellungnahme 18/3309 Medienkommission  

der Landesanstalt für Medien NRW 
Professor Dr. Werner Schwaderlapp 
Vorsitzender 
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CampusRadios NRW e.V. 
Vorstand 

Stellungnahme 18/3310 

Verwaltungsrat des Westdeutschen Rundfunks Köln 
Claudia Schare 
Vorsitzende 

Stellungnahme 18/3323 

Verein der Chefredakteure im NRW-Lokalfunk 
Thorsten Kabitz 
Vorstand 

Stellungnahme 18/3328 

Verband Lokaler Rundfunk in NRW e.V. 
Thomas Kroemer, Vorsitzender 
Timo Naumann, Geschäftsführung 

Stellungnahme 18/3337 

Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks Köln 
Rolf Zurbrüggen 
Vorsitzender 

Stellungnahme 18/3339 

Westdeutscher Rundfunk Köln 
Anstalt des öffentlichen Rechts  
Dr. Katrin Vernau 
Intendantin 

Stellungnahme 18/3341 

Verband der Betriebsgesellschaften in Nordrhein-Westfalen e.V. 
Uwe Peltzer 
Vorsitzender 

Stellungnahme 18/3343 

Digitalpublisher und Zeitungsverleger Verband NRW e.V. 
Christian DuMont Schütte 
Vorsitzender 

Stellungnahme 18/3344 

Deutscher Journalisten-Verband Landesverband NRW e.V. 
Volkmar Kah 
Geschäftsführung 

Stellungnahme 18/3358 

 
In der Anhörung waren bis auf die Medienkommission der Landesanstalt für Medien NRW alle 
Sachverständigen zugegen. Die Anhörung ist im Ausschussprotokoll 18/1116 dokumentiert. 
 
Eine Auswertung der Anhörung erfolgte in der Sitzung des Ausschusses für Kultur und Medien 
am 26. Februar 2026; die abschließende Beratung und Abstimmung fand in der gleichen Sit-
zung statt. 
 
Zur abschließenden Beratung und Abstimmung im Ausschuss für Kultur und Medien lag ein 
gemeinsamer Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, Drucksache 18/17888 (Neudruck), vor. 
 
Die Fraktion der CDU hob hervor, dass mit dem Gesetzentwurf insbesondere die Regelungen 
des 7. Medienänderungsstaatsvertrags (Reformstaatsvertrag) umgesetzt und die Aufgaben-
beschreibung des WDR im Sinne des Gemeinwohls und für künftige Generationen gefestigt 
werden. Die Anhörung habe ihre positive Einschätzung zu den Effekten des Gesetzentwurfs 
bestätigt. Die vorgetragenen Bedenken zur Änderung des § 45 - Beteiligung an Unternehmen  - 
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hätten die Koalitionsfraktionen erwogen; sie sahen unter Hinweis auf die Gesetzesbegründung 
letztlich aber nicht den Anlass, hierzu Änderungen vorzunehmen. 
Mit dem vorliegenden Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, Drucksache 18/17888 (Neudruck), sollen kleine, aber relevante Änderun-
gen ergänzt werden. Diese wurden im Detail von der Fraktion ausgeführt und begründet. Die 
vorgesehene Zusammenlegung der zwei Sozialverbände zu einer Mitgliedschaft im Rundfunk-
rat wurde mit der Angleichung an eine in der Medienkommission bereits vorliegende Konstel-
lation begründet. 
 
Die Änderungsnotwendigkeit für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk wird auch von der Frak-
tion der SPD gesehen, viele Regelungen könnten von ihr mitgetragen werden. Die Fraktion 
spricht sich jedoch dezidiert gegen die Neuregelungen zur Zusammenlegung von Chefredak-
tionen aus. Sie befürchtet insbesondere einen Qualitätsverlust. Angesichts der gesellschaftli-
chen Situation und der aktuellen Diskussion um Sozialpolitik sei zudem die Zusammenlegung 
der Sozialverbände zu nur einem Sitz im Rundfunkrat unverständlich und nicht sinnvoll. Der 
Vergleich zur Medienkommission trage angesichts der grundsätzlich unterschiedlichen Zu-
sammensetzung der Gremien nicht. Aus diesen beiden ihnen wichtigen Gründen lehnt die 
Fraktion der SPD den Gesetzentwurf ab. 
 
Die Fraktion der AfD erklärte, den Gesetzentwurf abzulehnen, da sie bereits die dem Gesetz-
entwurf zugrundeliegenden Staatsverträge abgelehnt hätte. Nach ihrer Einschätzung seien die 
bereits vor längerer Zeit angekündigten Reformen auf der Strecke geblieben. Es sei ein wenig 
‚Kosmetik‘ betrieben worden, was nicht geeignet sei, die Akzeptanzkrise beim öffentlich-recht-
lichen Rundfunk zu beheben. Einzig der mit dem Änderungsantrag u.a. vorgesehenen Ände-
rung zu Programmbeschwerden könne die Fraktion zustimmen. 
 
Die Zusammenlegung der beiden Sozialverbände sei längst überfällig, so die Fraktion der 
FDP. Die Fraktion kann angesichts des Reformstaatsvertrags nachvollziehen, wie die Ände-
rungen im WDR-Gesetz zustande gekommen sind, hegt aber Zweifel, ob damit Qualität und 
Wirtschaftlichkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks gestärkt werden. Die Wirkung der mit 
dem Änderungsantrag u.a. vorgesehenen Änderung zu Programmbeschwerden wurde eben-
falls in Frage gestellt. Interessant sei die Änderung im Landesmediengesetz zum Lokalfunk. 
Man versuche jetzt Versäumnisse der letzten Jahre zu reparieren. Obwohl die Anhörung keine 
fundamentale Ablehnung dessen ergab, wurde von Sachverständigen das Zwei-Säulen-Mo-
dell als Hauptproblem genannt, da es sich durch die Zeit überholt habe und den regionalen 
Radiomarkt blockiere. Bei der Abstimmung des Gesetzentwurfs werde sich die Fraktion ent-
halten. 
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schloss sich explizit den Ausführungen der Fraktion 
der CDU an. Zu der Kritik der Fraktion der SPD zu den neuen Möglichkeiten im Lokalfunk 
verwies die Fraktion auf seit Jahren andauernde, umfangreiche Diskussionen in der Medien-
kommission. Die Erkenntnis läge vor, dass ohne Handlungen die Lokalradiolandschaft massiv 
schrumpfen würde. Das wolle man nicht, daher müssten Maßnahmen ergriffen werden, die 
zum Teil auch schmerzen könnten. 
 
Zur vollständigen Diskussion wird auf das später vorliegende Ausschussprotokoll 18/1153 ver-
wiesen. 
 
Nach Abschluss der Beratung wurde der Änderungsantrag, Drucksache 18/17888 (Neudruck), 
zur Abstimmung gestellt und vom Ausschuss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei Enthaltung 
der Fraktion der FDP angenommen. 
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Sodann wurde der so geänderte Gesetzentwurf, Drucksache 18/16499, zur Abstimmung auf-
gerufen. 
 
Bei der Abstimmung wurde der geänderte Gesetzentwurf ebenfalls mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD bei Enthaltung der Fraktion der FDP angenommen. 
 
 
C Ergebnis 
 
Der Ausschuss für Kultur und Medien empfiehlt, den Gesetzentwurf, Drucksache 18/16499, in 
der Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. 
 
 
 
Christina Osei 
Vorsitz 


